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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 U 218/02
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2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 353/05
Datum 18.01.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Regensburg vom 03.03.2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤gerin Verletztenrente nach einer
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE)um 30 v.H. zusteht.

Die 1968 geborene KlÃ¤gerin stÃ¼rzte am 29.01.1999 bei ihrer TÃ¤tigkeit als
KÃ¶chin. Der Durchgangsarzt, der Chirurg Prof. Dr. W. , diagnostizierte am gleichen
Tag eine dislozierte mediale Schenkelhalsfraktur rechts. Noch am Unfalltag wurde
eine operative Reposition und Osteosynthese durchgefÃ¼hrt. Nach stationÃ¤rer
Behandlung bis zum 15.02.1999 im Krankenhaus St. J. in R. wurde die KlÃ¤gerin im
orthopÃ¤dischen Rehabilitationszentrum R. bis zum 01.04.1999 weiter stationÃ¤r
behandelt. Zum Entlassungszeitpunkt gab die KlÃ¤gerin an, bis auf leichte
muskulÃ¤re Probleme keinerlei Beschwerden am operierten HÃ¼ftgelenk zu haben.
Die Ã�rzte erwarteten, sie kÃ¶nne ihre berufliche TÃ¤tigkeit in acht bis zehn
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Wochen, also im Mai 1999, wieder aufnehmen. Wegen der Notwendigkeit, noch
UnterarmgehstÃ¼tzen zu benutzen, wurde eine Haushaltshilfe fÃ¼r vier Stunden
tÃ¤glich bis zum Erreichen der Vollbelastung ohne Gehhilfen befÃ¼rwortet. Der
Chirurg Dr. D. vermutete im September 1999 eine HÃ¼ftkopfnekrose; diese
Vermutung wurde durch eine Skelettszintigraphie vom 08.09.1999 bestÃ¤tigt.

Der Arbeitgeber kÃ¼ndigte der KlÃ¤gerin zum 29.02.2000.

Der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K. berichtete am 20.09.2000, im
Hinblick auf das pseudoradikulÃ¤re Syndrom der rechten unteren ExtremitÃ¤t
unklarer Ã�tiologie sei differential-diagnostisch an eine psychosomatische Reaktion
bei depressiver Entwicklung zu denken.

Prof. Dr. N. erklÃ¤rte im Schreiben vom 17.11.2000, die Beweglichkeit der HÃ¼fte
sei noch gut, Durchblutung, Motorik und SensibilitÃ¤t seien intakt. Die
RÃ¶ntgenbilder zeigten eine zusammengesinterte Kopfnekrose und sekundÃ¤r
beginnende coxarthrotische VerÃ¤nderungen. Empfohlen werde eine TEP-
Implantation.

Der Chirurg Dr. S. Ã¤uÃ�erte im Bericht vom 21.11.2000, bei der KlÃ¤gerin sei
zwischenzeitlich ein Endzustand eingetreten. Der zuletzt ausgeÃ¼bte Beruf sei
wettbewerbsfÃ¤hig nicht mehr mÃ¶glich. Die KlÃ¤gerin sei darauf hingewiesen
worden, dass eine Arthrodese bzw. ein HÃ¼ftgelenksersatz erforderlich sei.
Medizinisch kÃ¶nne die Heilbehandlung im Prinzip abgeschlossen werden. Die MdE
sei mit 20 v.H. einzuschÃ¤tzen.

Dr. K. wies im Bericht vom 08.11.2000 darauf hin, es bestÃ¼nde eine weiter
zunehmende depressive Verstimmung. Die KlÃ¤gerin leide unter den
posttraumatischen Schmerzen.

Im Gutachten vom 14.03.2001 fÃ¼hrte der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.
K. zusammenfassend aus, es bestehe ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen
dem Unfall und den jetzigen Beschwerden (lÃ¤ngerdauernde depressive Reaktion,
Reizung des Nervus saphenus rechts); Hinweise auf sonstige anlagebedingte
krankhafte VerÃ¤nderungen hÃ¤tten sich nicht gefunden. Das Unfallereignis sei
eindeutig die Hauptursache fÃ¼r das Auftreten der GesundheitsschÃ¤digung. Die
Reizung des Nervus saphenus fÃ¼hre zu keiner relevanten MdE. Die
lÃ¤ngerdauernde depressive Reaktion sei mit einer MdE von 10 v.H. zu bewerten.
Unter BerÃ¼cksichtigung der chirurgischen Unfallfolgen sei eine MdE von insgesamt
30 v.H. anzusetzen.

Im Schreiben vom 06.03.2001 erklÃ¤rte Prof. Dr. W. , die KlÃ¤gerin lehne einen
HÃ¼ftgelenksersatz ab, sie komme momentan gut zurecht. Die Heilbehandlung sei
abgeschlossen. Die MdE betrage 20 bis 30 v.H.

Den Reha-Vorbereitungslehrgang, den sie am 02.05.2001 begonnen hatte, brach
die KlÃ¤gerin am 11.06.2001 ab. Sie kÃ¶nne nicht lÃ¤ngere Zeit sitzen.
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Der Chirurg Prof. Dr. B. fÃ¼hrte im Gutachten vom 15.10.2001 zusammenfassend
aus, die KlÃ¤gerin habe sich bei dem Unfall eine mediale Oberschenkelhalsfraktur
rechts mit posttraumatischem Absterben des HÃ¼ftkopfes zugezogen. Die
Beweglichkeit der HÃ¼fte sei im Vergleich zur gesunden Seite eingeschrÃ¤nkt.
Auch am linken Kniegelenk bestehe eine leichte EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit.
Die Fraktur sei knÃ¶chern stabil verheilt. Es sei jedoch zu einer HÃ¼ftkopfnekrose
gekommen. Die MdE betrage bis zum 30.09.2002 30 v.H., dann solle eine
Nachuntersuchung erfolgen.

Die Beklagte gewÃ¤hrte der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 15.01.2002 Rente auf
unbestimmte Zeit in HÃ¶he von 30 v.H. ab 01.08.2001. Als Folgen des
Arbeitsunfalles wurden anerkannt: knÃ¶chern stabil verheilter medialer Bruch des
rechten Oberschenkelhalses mit einer Stauchung bzw. Deformierung des rechten
HÃ¼ftkopfes und VerkÃ¼rzung des rechten Schenkelhalses, Nekrose am rechten
HÃ¼ftkopf, reizlose, ca. 10 cm lange und bis auf 0,5 cm verbreiterte
Operationsnarbe am kÃ¶rpernahen rechten Oberschenkel,
BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten HÃ¼ftgelenk, minimale
BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten Kniegelenk, geringe Muskelminderung am
rechten Oberschenkel, Minderung der groben Kraft im rechten Bein, durch
SohlenerhÃ¶hungen kompensierte VerkÃ¼rzung des rechten Beines um 1 cm. Nicht
als Unfallfolgen wurden anerkannt mÃ¤Ã�ige Senk-SpreizfÃ¼Ã�e beidseits,
mÃ¤Ã�ige Krampfadern in beiden Beinen, Ã�bergewicht.

Den Widerspruch der KlÃ¤gerin vom 18.01.2002 wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 04.07.2002 zurÃ¼ck.

Mit der Klage zum Sozialgericht Regensburg (SG) hat die KlÃ¤gerin die GewÃ¤hrung
einer hÃ¶heren Rente begehrt.

Im Befundbericht vom 13.08.2003 hat Dr. K. ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin sei seit
dem Unfall arbeitsunfÃ¤hig. Hinsichtlich der kÃ¶rperlichen Befunde habe sich keine
VerÃ¤nderung ergeben, hinsichtlich der psychischen Befunde eher eine
Verschlechterung. Er hat einen Bericht der psychosomatischen Klinik L. Ã¼ber die
stationÃ¤re Behandlung vom 08.10.2002 bis 19.11.2002 Ã¼bersandt. Der
OrthopÃ¤de Dr. R. hat im Befundbericht vom 14.08.2003 erklÃ¤rte, die
Beschwerden hÃ¤tten im Laufe der letzten zwei Jahre eher zugenommen.

Nach Beiziehung von Ã¤rztlichen Unterlagen des OrthopÃ¤den Dr. H. und des Arztes
fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K. hat das SG den Chirurgen Dr. K. zum
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannt. Im Gutachten vom 18.05.2003 hat Dr. K.
zusammenfassend ausgefÃ¼hrt, die MdE sei ab dem Wegfall des Verletztengeldes,
31.07.2001, mit 30 v.H. einzuschÃ¤tzen. Ohne weitere operative MaÃ�nahmen
werde es mittel- bis langfristig zu einer Verschlimmerung kommen. Zum 31.07.2001
sei ein Endzustand erreicht gewesen. Es hÃ¤tten Schmerzen bestanden, auch eine
EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit; die BeinverkÃ¼rzung habe durch
SchuhsohlenerhÃ¶hung ausgeglichen werden kÃ¶nnen. Leichtere Arbeiten hÃ¤tten
bei einer positiven Einstellung und Mitwirkung der KlÃ¤gerin durchaus ausgeÃ¼bt
werden kÃ¶nnen. Mindestens ab Dezember 1999 sei die KlÃ¤gerin auf keinerlei
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Hilfsmittel, KrÃ¼cken, StÃ¼tzen und dergleichen angewiesen gewesen. Schmerzen
und BewegungseinschrÃ¤nkungen lÃ¤gen seitdem noch im mÃ¤Ã�igen Bereich.

Der vom SG zum weiteren Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte Arzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. G. hat im Gutachten vom 10.10.2003
zusammenfassend ausgefÃ¼hrt, es sei fraglich, ob die psychischen StÃ¶rungen als
Unfallfolgen zu werten seien. Psychische Begleitreaktionen seien abhÃ¤ngig von
den charakterlichen PrimÃ¤rgegebenheiten. Die Bemessung der Unfallfolgen
mÃ¼sse sich auf die chirurgischen Verletzungsfolgen selbst beschrÃ¤nken; dabei
werde sowohl die mit Verletzungsfolgen verbundene Behinderung als auch die
Schmerzsymptomatik berÃ¼cksichtigt. Sonstige psychodynamische Prozesse, die
ihre Ursache mehr in der PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit und den LebensumstÃ¤nden
hÃ¤tten und nicht in der Verletzung selbst, kÃ¶nnten nicht als objektive Unfallfolgen
angesehen werden.

Die KlÃ¤gerin hat ein Attest des Dr. K. vom 28.11.2003 Ã¼bergeben: sie leide
weiterhin unter den bekannten psychisch und physisch belastenden traumatischen
FolgezustÃ¤nden, also unter EinschrÃ¤nkungen, die eine zusÃ¤tzliche MdE
bedingten.

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 03.03.2004 abgewiesen. Wie sich
aus dem Gutachten des Dr. K. ergebe, bedingten die durch den Unfall
hervorgerufenen Folgen ab 01.08.2001 eine MdE um 30 v.H â�¦ Trotz der
Entwicklung der HÃ¼ftkopfnekrose und des verzÃ¶gerten Heilungsverlaufs sei eine
hÃ¶here MdE nicht gegeben. Die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit werde i.d.R. bei
einer HÃ¼ftverletzung mit "deutlicher VerschmÃ¤lerung des Gelenkspalts,
Randwulstbildungen am Oberschenkelkopf, BewegungseinschrÃ¤nkung um die
HÃ¤lfte, Muskelminderung des Beines mehr als 3 cm, Gangbehinderung und
VerkÃ¼rzung des Beines um 1 bis 1,5 cm" mit 30 v.H. eingeschÃ¤tzt (vgl.
SchÃ¶nberger-Mehrtens-Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 7. Auflage, S.
659). Aus den Ã¤rztlichen Unterlagen und Gutachten ergebe sich, dass bei der
KlÃ¤gerin eine BewegungseinschrÃ¤nkung um maximal knapp die HÃ¤lfte, eine
Muskelminderung von weniger als 3 cm und eine BeinlÃ¤ngendifferenz von 2 cm
vorliege. Insofern sei eine hÃ¶here MdE als 30 v.H. nicht zu begrÃ¼nden.
ZukÃ¼nftige Verschlechterungen, die Dr. K. fÃ¼r mÃ¶glich halte, seien
gegenwÃ¤rtig nicht zu berÃ¼cksichtigen. Dr. G. habe im Ã�brigen Ã¼berzeugend
festgestellt, dass kein unfallbedingtes Krankheitsbild vorliege, sondern dass es sich
um eine typische psychische Begleitreaktion handle, die von der charakterlichen
PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit abhÃ¤ngig sei. Eine MdE auf neurolgisch-psychiatrischem
Fachgebiet sei daher nicht gegeben.

Mit der hiergegen gerichteten Berufung vertritt die KlÃ¤gerin die Auffassung, dass
ihr aufgrund der Unfallfolgen eine hÃ¶here MdE zu gewÃ¤hren sei.

Die KlÃ¤gerin stellt sinngemÃ¤Ã� den Antrag, den Gerichtsbescheid vom
03.03.2004 aufzuheben und die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom
15.01.2002 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 04.07.2002 zu verurteilen,
ihr Verletztenrente nach einer MdE von mehr als 30 v.H. zu gewÃ¤hren.
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Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten sowie der Klage- und Berufungsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht
begrÃ¼ndet.

Zu Recht hat das Sozialgericht die Entscheidung der Beklagten, die GewÃ¤hrung
einer hÃ¶heren Verletztenrente abzulehnen fÃ¼r rechtens erklÃ¤rt. Ein
begrÃ¼ndeter Anspruch der KlÃ¤gerin auf die GewÃ¤hrung dieser Leistung
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 8, 56 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) besteht
insbesondere im Hinblick auf die vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen und
Gutachten nicht. Von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde wird
abgesehen, da die Berufung aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidungen
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen wird. (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 12.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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